
   

 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentliche Gemeinderatssitzung 

 
Am Montag, 14. Juni 2021 findet um 19:00 Uhr im Probelokal des 
Feuerwehrhauses, Dorfplatz 1 in Ortenberg eine öffentliche Sitzung des 
Gemeinderates statt. Bitte achten Sie darauf, die Mindestabstände nach 
der Corona-VO von 1,5 m einzuhalten und tragen Sie sowohl beim 
Betreten und beim Verlassen des Gebäudes und auch während der 
gesamten Sitzung – mit Ausnahme während eigener Wortbeiträge - einen 
Mund-Nasen-Schutz. 
 
Folgende Tagesordnung kommt zur Beratung: 

  
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Bauanträge 

 
2a)  Neubau von drei Mehrfamilienhäuser sowie Dorfladen mit Tiefgarage 
  FlStNr. 133, Hauptstraße/an der Landvogtei 
 
2b)  Neubau eines Wohnhauses mit Garage 
  FlStNr. 7726, Bühlweg 30a 
 
2c)  Neubau Abbundhalle und Büro 
  FlStNr. 6190/24, Allmendgrün 
 

3. Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Rahmenvertrages mit dem kommunalen 
Rechenzentrum 
 

4. Bebauungsplans Allmendgrün II, 5. Änderung 
Abwägung und ggf. Satzungsbeschluss 
 

5. Straßenbenennung 
 

6. Lärmaktionsplan 
 

7. Bekanntgabe von Beschlüssen aus der letzten nichtöffentlichen Sitzung 
 

8. Verschiedenes / Mitteilungen   
                 

9. Wünsche und Anträge 
 

Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt.  

 
Markus Vollmer 
Bürgermeister 

Bürgermeisteramt 
 
Markus Vollmer 
 
Telefon   0781  9335 - 0 
 Fax        0781 9335 - 40 
 
markus.vollmer@ortenberg.de 
 
Ortenberg, 7. Juni 2021 

 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 2a 
 

 
 

 

Bauantrag an die Gemeinde Ortenberg 

 

 

Sachverhalt 
 
Verz.Nr.  09/2021 
  
Bauvorhaben: Neubau von drei Mehrfamilienhäusern sowie Dorfladen mit Tiefgarage 
  
Baugrundstück: FlStNr. 133, Hauptstr./an der Landvogtei 
  
Lage:   Im Bereich des Bebauungsplans „FlStNr. 133“ (§ 30 BauGB) 
 
 
 
Die Bauherrschaft beabsichtigt drei Mehrfamilienhäuser mit Walmdächer (insgesamt 21 Wohneinheiten 
sowie einer Gewerbeeinheit) zzgl. Tiefgarage. zu errichten. 
 
Haus 1:  6 Wohneinheiten, 1 Gewerbeeinheit, 335,2 qm (zzgl. Balkone/Terrassen) 
Haus 2:  5 Wohneinheiten    262,5 qm (zzgl. Balkone/Terrassen) 
Haus 3:  8 Wohneinheiten    318,0 qm (zzgl. Balkone/Terrassen) 
 
Das Baugrundstück liegt im Bereich des in der Sitzung vom 22. März 2021 vom Gemeinderat beschlos-
senen Bebauungsplans „FlStNr. 133“.  
 
Die Verwaltung ist der Ansicht, dass dem Vorhaben zugestimmt werden kann und schlägt vor, das 
Einvernehmen zu erteilen.  
 
 
Beschlussvorschlag  
 
Der Gemeinderat stellt das Einvernehmen nach § 36 Abs. 2 BauGB her. 

 
  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 2b 
 

 
 

 

Bauantrag an die Gemeinde Ortenberg 

 

 

Sachverhalt 
 
Verz.Nr.  10/2021 
  
Bauvorhaben: Neubau eines Wohnhauses mit Garage 
  
Baugrundstück: FlStNr. 7726, Bühlweg 30a 
 
Lage:   Im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) 
  
 
 
Die Bauherrschaft beabsichtigt den Neubau eines Wohnhauses mit 171 qm Wohnfläche, Zeltdach und 
Garage. 
 
Das Baugrundstück liegt im unbeplanten Innenbereich, was eine Beurteilung nach § 34 BauGB erfor-
derlich macht. Danach muss sich das Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung in die Um-
gebungsbebauung einfügen. Die Verwaltung ist der Auffassung, dies treffe zu und schlägt vor, das 
Einvernehmen zu erteilen.  
 
 
Beschlussvorschlag  
 
Der Gemeinderat stellt das Einvernehmen nach § 36 Abs. 2 BauGB her. 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 2c 
 

 
 

 

Bauantrag an die Gemeinde Ortenberg 

 

 

Sachverhalt 
 
Verz.Nr.  11/2021 
  
Bauvorhaben: Neubau Abbundhalle und Büro 
  
Baugrundstück: FlStNr. 6190/24, Allmendgrün 
 
Lage:   Im Bereich des Bebauungsplanes „Allmendgrün; 3. Änderung“ (§ 30 BauGB) 
  
 
 
Die Bauherrschaft beabsichtigt den Neubau einer Abbundhalle mit Büro mit Satteldoch und einer First-
höhe von 10,8 m, 20 m Breite und 50 m Länge.  
 
Das Baugrundstück liegt auf dem ehemaligen „Jugendgrundstück“ im Bereich des Bebauungsplanes 
„Allmendgrün 3. Änderung“, der vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 22. Juni 2020 als Satzung 
beschlossen wurde. 
 
Für ein § 30 BauGB-Vorhaben, für das keine Befreiungen gemäß § 31 BauGB beantragt werden müs-
sen, muss das Einvernehmen nicht erteilt werden, da der Gemeinderat von seinem Planungsrecht 
schon über die Aufstellung eines Bebauungsplans Gebrauch machte.  
 
 
Beschlussvorschlag  
 
Nur Kenntnisnahme 
  



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 
 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 



Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 



Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 
 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Irene Schneider 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlage/n 

TOP 3 

 
 

Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Rahmenvertrages mit KommONE 
- Überleitung bestehender Regelwerke, vertraglicher und sonstiger  

rechtlicher Beziehungen - Vertragsmigration 
 

 
 

Sachverhalt und Begründung 
 
Mit Schreiben vom 29. März 2021 teilt Komm.ONE als IT-Dienstleister der Gemeinde mit, dass sie 
bis zum 30. Juni 2021 beabsichtigt, mittels neuer Vertragsgrundlage alle Entgelte und Produkte der 
einzelnen Standorte zu vereinheitlichen. Damit dieser Prozess für alle transparent und nachvollzieh-
bar bleibt und die Belange der unterschiedlich großen Kommunen berücksichtigt werden, wurden 
Vertreter der Mitgliederbeiräte und der Kommunalen Landesverbände in die Beratungen eingebun-
den. Diese bildeten gemeinsam mit Vorstand und Projektverantwortlichen von Komm.ONE die Ar-
beitsgruppe „Vertragliche Grundlagen der Komm.ONE". Die Arbeitsgruppe hat im November 2020 
über die Vertragsgrundlagen zur Vereinheitlichung der Verträge, Entgelte und Produkte beraten und 
die vielfältigen juristischen und operativen Aspekte diskutiert.  
 
Die Arbeitsgruppe hat einen Vorschlag zur Umsetzung ausgearbeitet. Dieser sieht die Umstellung 
der Verträge auf Basis der neuen Vertragsgrundlagen, Entgelte und Produkte in mehreren Schritten 
vor. Der Verwaltungsrat hat dem Beschluss am 21. Dezember 2020 einstimmig zugestimmt. 
 
Komm.ONE schildert den Sachverhalt wie folgt: 
 

1. Mit der Fusion der drei Zweckverbände KIVBF, KDRS und KIRU mit der Datenzentrale Ba-
den-Württemberg im Jahre 2018 sind die unterschiedlichen ausgestalteten vertrags- und 
sonstigen rechtlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Zweckverbandsmitgliedern und 
den alten Zweckverbänden im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf Komm.ONE überge-
gangen. Hieraus resultierte in der Übergangsphase die parallele Geltung von mindestens 
drei unterschiedlichen Regelwerken und Rechtsbeziehungen zwischen Komm.ONE und den 
Kunden in Baden-Württemberg.  

 
2. Ziel der Fusion ist der Erhalt einer wettbewerbs- und zukunftsfähigen kommunalen IT in Ba-

den-Württemberg. Dabei liegt der Fokus nach wie vor auf der dauerhaften Verbesserung von 
Leistungen (Qualität, Service und Kosten) für Bestands-und Neukunden, in dem die lokali-
sierten Synergien in den Leistungsprozessen sukzessive realisiert werden sollen. In einer 
nun fast zweijährigen Übergangszeit wurden die bestehenden Regelwerke und Rechtsver-
hältnisse zwischen Komm.ONE und den ehemaligen getrennten Zweckverbandsmitgliedern 
fortgeführt sowie die Entgelte für die von den Kunden bezogenen Leistungen nach den da-
maligen Verbandsgebieten gesplittet, damit kein Verbandsmitglied durch die Fusion schlech-
ter gestellt wurde. Nunmehr sollen die bestehenden rechtlichen Beziehungen vereinheitlicht, 
zusammengeführt und auf einen einheitlichen Standard umgestellt werden, um die mit der 
Fusion erzielbaren positiven Effekte weiter voranzutreiben. 

 
3. Zu diesem Zweck hat der Verwaltungsrat der Komm.ONE aufgrund seiner Ermächtigung im 

ADVZG in seiner Sitzung am 23.12.2020 (Umlaufverfahren) eine neue Benutzungsordnung 
als Satzung beschlossen, die das Benutzungsverhältnis zwischen den Kunden und 
Komm.ONE unter Einbeziehung von weiteren Regelwerken regelt, begründet und ausgestal-



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

tet. Damit die weiteren, standardisierten Regelungen in das Benutzungsverhältnis einbezo-
gen werden können, sieht die Benutzungsordnung für die Begründung des Benutzungsver-
hältnisses den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen (Rahmen-)Vertrages vor. Dieser öffent-
lich-rechtliche (Rahmen-)Vertrag ist aufgrund der rechtlichen Vorgaben aus dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz einmalig schriftlich abzuschließen. Im Anschluss können die weiteren 
„Einzelaufträge“ nach den Regeln dieses öffentlich-rechtlichen (Rahmen-)Vertrages und der 
Benutzungsordnung -wie gewohnt -erteilt werden.  
 

4. Ausführungen zur Ausgangslage und den Inhalten der weiteren Dokumente:  
 
Angesichts der Vielfalt vertraglicher, teilweise veralteter Regelwerke war ein Auftrag an die 
Komm.ONE, auf Basis einheitlicher und standardisierter Regelwerke für Verträge und Pro-
duktbeschreibungen größtmögliche Transparenz bei der hoheitlichen Leistungserbringung 
für ihre Träger herzustellen. Die bisherigen Regelwerke wurden konsolidiert und entspre-
chend den rechtlichen Vorgaben aus dem der Komm.ONE zugrundliegenden Gesetzes über 
die Zusammenarbeit bei der automatisierten Datenverarbeitung (ADVZG) angepasst. Daraus 
ist das nachfolgend aufgeführte Vertragswerk entstanden:  
 
a) die Benutzungsordnung in der Form der Satzung  
b) der öffentlich-rechtliche Vertrag in der Form eines Rahmenvertrages  
c) der Standard-Service Level-Katalog 
d) der Produktkatalog,  
e) die Allgemeinen Vertragsbedingungen (AVB) mit den drei Bestandteilen:  

- Allgemeine Auftragsbedingungen  
- Regelungen für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag  
- Regelungen zur Datensicherheit. 

 
Die Benutzungsordnung enthält Öffnungsklauseln, so dass von der Benutzungsordnung ab-
gewichen werden kann, wenn und soweit dies in den Bestimmungen für zulässig erklärt wird  
 
Überblick Zeitschiene:  

 
- 01.01.2021 Fortgelten der aktuellen Vertragssituation für Bestandsgeschäft, Umstellung 

auf verbindliches Regelwerk und des neuen Produkt-und Entgeltkataloges bei Neuge-
schäft. 

- 01.07.2021 Migration der aktuellen Bestandsverträge und Einführung des neuen Pro-
dukt-und Entgeltkataloges bei allen Kunden auch für das Bestandsgeschäft. 

- 01.01.2023 Integration der EVB-IT Regelungen in das Standard Vertragswerk entspre-
chend den Empfehlungen der neuen Arbeitsgruppe aus dem Kreis der Mitgliederbeiräte 
4IT. 

 
Portfolio-und Entgeltharmonisierung 

 
Arbeitsprämissen aus dem Fusionsauftrag: 
Aus der Fusion heraus wurde der Auftrag an die Komm.ONE erteilt, die Produkt-und Ent-
geltharmonisierung so durchzuführen, dass im Endergebnis folgende Aspekte sichergestellt 
sind: 

- Im Verbandsgebiet der Komm.ONE AöR zahlen alle Mitglieder für gleiche Produkte und 
Leistungen gleiche Entgelte. 

- Die Entgeltmodelle sollen einer Positionierung der Komm.ONE als IT-Dienstleisterin am 
Markt nicht entgegenstehen. 

- Die Entgeltmodelle und Entgelte der jeweiligen Produkte sollen mittel- is langfristig eine 
eigenständige Refinanzierung ermöglichen. 

- Das Gesamtergebnis mit Niederschlag im Komm.ONE Produktkatalog stellt insgesamt 
einen vertretbaren politischen und wirtschaftlichen Kompromiss dar, enthält keine Ent-



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

geltsteigerung im Vergleich zum Status quo 2019 und liefert zwar Umverteilungseffekte, 
die aber unter Verwendung des virtuellen Eigenkapitals der Regionen angemessen 
kompensiert werden können.  

 
Benutzungsordnung 

 
Die Benutzungsordnung von Komm.ONE wurde als Satzung beschlossen und regelt 
Grundsätze für das Benutzungsverhältnis zwischen den Kunden und Komm.ONE unter Ein-
beziehung von den weiteren Regelwerken, die dieses näher ausgestaltet. 

 
Allgemeine Vertragsbedingungen 

 
Diese sind modular aufgebaut und decken integriert die Regelungen für alle relevanten Leis-
tungsbereiche von Komm.ONE ab. Die Regelungen der Vorgängerinstitutionen wurden fort-
geschrieben und konsolidiert. Integriert wurden als weitere Mehrwerte die Regelungen zum 
Datenschutz und zur Informationssicherheit. Damit entfällt auch der zusätzliche Abschluss 
einer ADV-Vereinbarung. 

 
Standard Servicelevel Katalog 

 
Für eine transparente und verständliche Darstellung unserer grundlegenden Servicezusa-
gen, die unterschiedslos für alle unserer Kunden und alle unserer Produkte gelten, haben wir 
den Standard Servicelevel Katalog erstellt. Dieser wird durch produktbezogene Service Le-
vels ergänzt.  

 
Produktkatalog 

 
Dieser enthält die konsolidierten IT-Leistungen und zughörigen Entgelte von Komm.ONE mit 
weiteren ergänzenden Informationen.  

 
5. Für die Umstellung der bestehenden Regelwerke auf den neuen einheitlichen Standard ist 

der einmalige schriftliche Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages durch den Bürger-
meister erforderlich. 

 
 
Auswirkungen auf die Gemeinde Ortenberg / Entgeltvergleich 2021 
 

- Anlage 1 ist unmittelbar angefügt, die Anlagen 2 bis 5 einschließlich Anlage 1) 
sind den Beratungsunterlagen als gesonderte Datei beigefügt! - 

 
Mit Schreiben vom 29. März 2021 ging der Verwaltung eine vergleichende Übersicht, die die bishe-
rigen und die künftigen Entgelte gegenüberstellt, zu (Anlage 1). Für 2021 wurden die Fallzahlen aus 
dem Jahr 2019 angenommen, um die künftigen Entgelte zu projizieren. Die Veränderungen sind 
somit je Produkt dargestellt. Damit soll die Vereinheitlichung der Produkte und Entgelte nachvoll-
ziehbar sein und eine Grundlage zur Planung geben.  
 
Durch die Vereinheitlichung der Entgeltmodelle kommt es innerhalb der einzelnen Größensegmen-
te, bezogen auf die ehemaligen regionalen Rechenzentren, zu Umverteilungseffekten.  
 
Im Jahr 2019 wurden insgesamt 22 Produkte von Komm.ONE von der Gemeinde Ortenberg bezo-
gen. Hierfür sind Kosten in Höhe von rd. 52.634 € angefallen. Mit der Vereinheitlichung der Verträge 
werden Kosten in Höhe von 60.252 € prognostiziert. Dies würde einer Kostensteigerung von 7.618 € 
bzw. von 14 % entsprechen. 
 
Innerhalb der einzelnen Verfahren gibt es in den überwiegenden Fällen nur kleinere Preisschwan-



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

kungen. Folgende Produkte ragen jedoch heraus: 
 

- SAP-Benutzerlizenzen: bisher 0 neu 2.421 € 
Begründung: 
Komm.ONE setzt ein neues Produkt ein, bei dem die Benutzerlizenzen separat in Rech-
nung gestellt werden und nicht mehr mit den Fallpauschalen abgerechnet werden. Daher 
war der Betrag bei dieser Position null.  
 

- Veranlagung: bisher 3.497,39 € Euro neu 7.282,12 € 
Begründung:  
Umsetzung und Anwendung des neuen Abrechnungsmodells. 
 

- SAP-Finanzen: bisher 14.474,35 € neu 16.858,59 € 
Begründung: 
Die Abrechnung Finanzen SAP erfolgt zukünftig nach Gemeindegrößen bzw. Gemeinde-
klassen. Die Gemeinde Ortenberg fällt unter die festgelegte Rubrik 0 - 7.500 Einwohner. 
Hieraus resultiert der neue Betrag. 

 
Bei den Produkten Veranlagung und SAP Finanzen geht Komm.ONE bei der Kostenprogno-
se beim Anwendersupport von einem fiktiv ermittelten Betrag von rund pro Jahr 4.400 € aus. 
Die Gemeinde Ortenberg hat in den letzten zwei Jahren einen deutlich geringeren Bedarf an 
Anwendersupport (rund 1.000 € pro Jahr) in Anspruch genommen. Demnach würde sich die 
von Komm.ONE prognostizierte Kostensteigerung auf rund 4.200 € pro Jahr reduzieren. Da 
die neuen Entgelte erst ab dem 01.07.2021 in Kraft treten, halbiert sich die dargestellte Ab-
weichung für 2021. 

 
Zur Beratung im Gemeinderat wurden der Verwaltung folgende Entwürfe überlassen: 
 

- öffentlich-rechtlicher Vertrag (Anlage 2) 
- Satzung der Komm.ONE zur Regelung der Benutzungsverhältnisse (Anlage 3) 
- Allgemeine Vertragsbedingungen (Anlage 4) 
- Standard-Service-Level-Katalog (Anlage 5) 

 
Die Verwaltung schlägt vor, nachdem der Verwaltungsrat mit Beschluss am 21. Dezember 2020 der 
Angleichung der Verträge einstimmig zugestimmt hat, der vorliegenden Vereinheitlichung der Ent-
gelte und Produkte ebenfalls zuzustimmen.  
 

-  

 
 

Beschlussvorschlag 
 
 

1. Der Gemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Änderung der neuen Benutzungsordnung und 
die damit verbundene Umstellung der bestehenden rechtlichen Regelwerke für die Begrün-
dung und Ausgestaltung der Benutzungsverhältnisse mit der Komm.ONE zu einem einheitli-
chen Standard zur Kenntnis. Er stimmt der Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
sowie der mit der Komm.ONE bestehenden vertraglichen und sonstigen rechtlichen Bezie-
hungen zu.  
 

2. Der Gemeinderat ermächtigt und beauftragt den Bürgermeister alle für die Vertragsanpas-
sung mit Komm.ONE erforderlichen Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen und al-
le Maßnahmen und Handlungen durchzuführen, die zur Umsetzung der Ziff. 1. zweckmäßig 
sind. Hiervon ist insbesondere der Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages auf Basis 
der neuen Benutzungsordnung von Komm.ONE erfasst. 

 

 
 
 



 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 

210614 ÖS TOP3 Anlage 1 
 

 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 

 

 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Jonas Lehmann 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlage 

 

TOP 4 

 
 
 

 

Fünfte Änderung des Bebauungsplanes „Allmendgrün II“ 
Beschluss über die Abwägung und Satzungsbeschluss 

 
 

Sachverhalt 
 
Auf die Beratungsvorlage für die Sitzungen des Gemeinderates vom 22. März 2021 wird 
verwiesen (Anlage 1). 
 
Mittlerweile ist die Offenlage abgeschlossen und die Abwägung (Anlage 4) sowie ggf. der 
Satzungsbeschluß kann erfolgen. 
 
Herr Burkart (Planungsbüro Fischer) wird bei der Sitzung anwesend sein und den neuen 
Entwurf erläutern. 
 
 
Beschlussvorschlag 
1. Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach § 13 a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB 
vom 6. April 2021 bis einschließlich 6. Mai 2021, eingegangenen Anregungen der Öffent-
lichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, werden nach sach-
gerechter Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinan-
der (§ 1 Abs. 7 BauGB) entsprechend den, in der beigefügten (Anlage 4) tabellarischen Zu-
sammenstellung vorgeschlagenen Abwägungsvorschläge, beschlossen.Der Bodenschutz-
klausel gem. § 1 a BauGB wurde besondere Beachtung geschenkt. 
 
2. Der beigefügte Entwurf des Bebauungsplanes mit zeichnerischem Teil (Anlage 6), Pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen, Örtlichen Bauvorschriften (Anlage 3), der Begründung 
(Anlage 2) und der Übersichtskarte (Anlage 5) wird nach § 10 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 74 
LBO sowie § 4 GemO als Satzung beschlossen. 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 1 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
22. März 2021 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen 

 

TOP 5 
 

 
 

 

Aufstellung und Offenlage des Bebauungsplans Allmendgrün II, 5. Änderung 

 
Sachverhalt 
 
Ein schnell und stark expandierendes Unternehmen muss erneut erweitern. Aktuell ist die Bebauung 
der noch freien Fläche südlich der bisherigen Gebäude vorgesehen (Baulücke). 
 
Nach eigenen Angaben sollte dem bisherigen Verlauf, hinsichtlich der Expansion der Firma und 
damit natürlich auch in die Zukunft schauend, die nächste Erweiterung 3-geschossig sein. 
 
„Im B-Plan ist dies auch so vorgesehen, jedoch auch eine Wandhöhe von 8.30m. Dies entspräche 
einer Geschosshöhe von ca. nicht einmal 2.75m. Dies wäre für den Wohnungsbau gerade noch 
okay. 
Im Industriebau/Bürogebäude/Produktionsgebäude, mit der ganzen Technik, Arbeitsstättenrichtli-
nien einhalten etc., benötigen wir mind. 3,60/3,80m Geschosshöhe, würde bedeuten, dass unsere 
Wandhöhe für 3-geschossige Bauweise mind. ca. 11,00/11,60m haben sollte, wie in den beiliegen-
den Plänen zu ersehen ist. 
 
Bei der Berechnung der Grundfläche kommen wir insgesamt auf ca. 4439qm (1494+1842+1103), 
/13907qm (Grundstück), ergibt eine GRZ von 0,32 (zul. 0,80). 
 
Bei der Geschossfläche sind wir mit GFZ von 0,69 (zul. 1,20) ebenfalls im zulässigen Bereich.“ 
 
Im Rahmen des Tagesordnungspunkts soll sowohl Aufstellung wie Offenlage des Bebauungsplans 
Allmendgrün II, 5. Änderung beschlossen werden.  
 
Beschlussvorschlag  
 

1. Der Gemeinderat beschließt die Aufstellung des Bebauungsplanes Allmendgrün II, 5. Änderung.  
 
2. Die Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird für die Dauer eines Monats durchgeführt. Die Ein-
zelheiten stimmt die Verwaltung mit dem Planungsbüro Fischer ab. 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 2 

 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 3 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 4 
 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

 
 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 5 
 

 
 



 

 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Anlage 6 

 



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Markus Vollmer 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen  

TOP 5 
 

 
 

 

Straßenbenennung „B-Plan FlStNr. 133“ 

 

Sachverhalt 
 

Bereits im Zuge des Aufstellungsverfahrens für den Bebauungsplan “FlStNr. 133“ wurde seitens der 
Verwaltung der Vorschlag eingebracht, der historischen Bedeutung diese Areals mit einer gesonder-
ten Straßennamenbezeichnung Rechnung zu tragen und diese zu würdigen. In seiner nichtöffentli-
chen Sitzung am 27. Juli 2020 hat der Gemeinderat dem zugestimmt. Die förmliche Festlegung sollte 
aber im Rahmen des Bebauungsplans oder in einem gesonderten Beschluss vorgenommen werden. 
 

Formal ist die Straßennamenfestlegung ein dinglicher Verwaltungsakt des Gemeinderates in Form 
einer Allgemeinverfügung.  
 

Historischer Hintergrund: 
Das Gelände zwischen Hauptstraße, Burgweg und hinterem Burgweg hatte zweitweise eine beson-
ders herausrage Bedeutung. Jahrhundertelang war Ortenberg Sitz der vorderösterreichischen Land-
vogtei Ortenau. Im Zuge der Verwaltungmodernisierung ab 1559 hat man hier ein zentrales Amts- 
und Verwaltungsgebäude errichtet und die Administration von der Burg hierher in die „Kanzlei“ ver-
legt. Diese war damit so etwas wie ein Vorläufer des heutigen Landratsamtes.  
 

Das Gebäude selbst wurde in den Kriegen des 17. Jahrhunderts immer wieder stark in Mitleiden-
schaft gezogen, denn es stand als Amtsgebäude natürlich stets im Fokus der jeweiligen Besatzungs-
truppen. Immer wieder musste es daher ausgebessert und repariert werden, bevor es – wohl - 1689 
von französischen Truppen endgültig zerstört wurde. Die Kanzlei der Landvogtei wurde daher in den 
„Königshof“ in Offenburg (heute Polizeirevier) verlegt, der in der Folge zum Landratsamt wurde.  
 

Dieses Areal mit der Flurstücksnummer 133 und einer Fläche von 3.333 m² blieb für 333 (!) Jahre 
unbebaut, noch bis ins 19. Jahrhundert erinnerte aber die Bezeichnung „Kanzleigarten“ oder „Kanz-
leihof“ gebräuchlich. (Quellen: u.a. F.X. Vollmer: Chronik S. 658, 670 ff, 696; Häuserbuch S. 60). 
 

Um die seinerzeitige Bedeutung Ortenbergs als Verwaltungssitz und Hauptort der Landvogtei Orten-
au zu unterstreichen und der Nachwelt in Erinnerung zu halten, empfiehlt die Verwaltung, das Areal 
der Neubebauung gesondert zu benennen und den Hintergrund auch auf einem zusätzlichen Schild 
zu erläutern.  
 

Die Verwaltung gibt aber zu Bedenken, dass die bisher favorisierte Bezeichnung „An der Landvogtei“ 
etwas ungenau ist, denn „Landvogtei“ ist  die Bezeichnung für den gesamten Verwaltungsbezirk – 
hier der Ortenau. Dies käme z.B der Beichnung „Am Landkreis“ gleich. Die Veraltung favorisiert daher 
die Bezeichnung „Kanzleihof“ mit den Hausnummern 1, 2 und 3. 
 

Diese Bezeichnung hätte auch den praktischen Vorteil, dass sie bei der Nennung der Adressanschrift 
lediglich aus einem Wort besteht und keine im Alltag – z.B. für Zustelldienste - verwirrende Präpositi-
onen enthält (z.B. „Im Breitenfeld“, „Am Friedhof“, „Auf der Vogelwiese“,…). 
 

Altenativ würden die Adressen Hauptstraße 24a, 24b, 24c vergeben. Die Investoren/Eigentümer wür-
den die Bezeichnung „Kanzleihof“ begrüßen.  
 

Beschlussvorschlag  
Der Gemeinderat beschließt eine Straßennamenbezeichnung.  



 

Beratungsergebnis: 
 

 Zustimmung:                  einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 Ablehnung:                     einstimmig      mehrheitlich             ja:           nein:     Enth.: 
 

 

Gemeinde 
Ortenberg 

Vorlage 

 

Gemeinderatssitzung   
14. Juni 2021 

bearbeitet von: 
Anja Bächle 

 Öffentlich 

 Nichtöffentlich 

 Anlagen  

TOP 6 
 

 
 

 

Lärmaktionsplanung gemäß § 47 d Bundes-Immissionsschutzgesetz  
- Sachstandsbericht -  

 

 

Sachverhalt und Ausblick 
 
Die Lärmaktionsplanung erfolgt auf Grundlage der EU-Umgebungslärmrichtlinie 2002/49/EG und de-
ren nationaler Umsetzung in den §§ 47 a bis f des Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG). Bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 47d BImSchG haben die Gemeinden Lärmaktionspläne aufzu-
stellen, mit denen Lärmprobleme und Lärmauswirkungen geregelt werden. 
 
Kartierungspflichtige Hauptverkehrsstraßen im Sinne der Umgebungslärmrichtlinie sind Autobahnen, 
Bundes- und Landesstraßen mit einem Verkehrsaufkommen von mindestens 3 Mio. Kfz/Jahr bzw. 
einer durchschnittlichen täglichen Verkehrsmenge (DTV) von 8.200 Kfz/Tag. Kreis- und Gemein-
destraßen sind unabhängig vom Verkehrsaufkommen kein Bestandteil der Lärmkartierung und daher 
nicht zu melden.  
 
In den Jahren 2008 bis 2012 wurde ein Lärmaktionsplan der ersten Stufe durch die Gemeindeverwal-
tung erstellt und im Juli 2012 durch den Gemeinderat nach vorheriger Offenlage beschlossen. Dieser 
Lärmaktionsplan beinhaltete den nörlichen Teil der damaligen L 99 bis zum Kronenkreisel und trat am 
27. Juli 2012 in Kraft.  
 
Nach den Prognosewerten der im Planfeststellungsbeschluss für die OU 2008 durchgeführte Ver-
kehrszählung liegt das Verkehrsaufkommen in 2020 (ohne Berücksichtigung der Orstumfahrung) im 
südlichen Zweig der L 99 bei ca. 15.000 Fahrzeugen (nördlich des Krone-Kreisels bei 21.000 Fahr-
zeugen!). Im Jahr 2018 erfolgte eine erneute Kartierung der LUBW (Landesanstalt für Umwelt, Mes-
sung und Naturschutz Baden-Württemberg), die für die Erfassung der Lärmwerte zuständig ist. Den 
Ergebnissen dieser erneuten Kartierung ist zu entnehmen, dass die Anwohner entlang des südlichen 
Zweigs der L 99 hohen bis sehr hohen Belastungen des Straßenverkehrslärms ausgesetzt sind. Hier-
bei muss allerdings Folgendes berücksichtigt werden: 
 
- Die Kartierung erfolgte auf Basis der Straßenverkehrszählung 2015 bzw. fortgeschrieben auf den 
Daten der Kartierung 2012.  
 
- Nach den, dem Planfeststellungsbeschluss für die Ortsumfahrung zugrundeliegenden Prognosezah-
len war eine Entlastung des Verkehrsaufkommens um > 60% prognostiziert. Dies jedoch nur unter 
der Voraussetzung des 4-streifigen Ausbaus der B 33 im Streckenabschnitt Gengenbach-
Elgersweier. Zum Zeipunkt 2018 war dies noch nicht abgeschlossen. 
 
- Das Land Baden-Württemberg (Straßenbauverwaltung) hat im Jahr 2019 auf dem gesamten südli-
chen Abschnitt der L 99 eine Fahrbahnsanierung im Vollausbau durchgeführt. Hier kam ein lärmmin-
dernder Asphalt 
zum Einsatz. Damit wurde eine spürbare Reduzierung der Lärmbelastung erreicht, welche sich in den 
Kartierungsdaten der LUBW aus dem Jahr 2018 noch nicht wiederfinden.  
 



 
 

 

Beratungsergebnis: 
__  Zustimmung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja: nein: Enth.: 
 

__  Ablehnung: __  einstimmig __  mehrheitlich ja nein: Enth.: 

 

 

Es ist anzunehmen, dass unter Berücksichtigung der o.g. zwischenzeitlichen Veränderungen die Auf-
greifschwelle von 3 Mio. Kfz/Jahr (§ 47 d Abs. 1 Satz 2 iVm. § 47b BImSchG) nicht erreicht wird 
und/oder die Lärmwerte deutlich reduziert sind. Dies wird durch eine Verkehrszählung/-messung zu 
ermitteln sein.  
 
Aufgrund der aktuell noch stattfindenden Baumaßnahmen im Zuge der OD von Ortenberg können 
derzeit aber keine repräsentativen Verkehrsströme erfasst werden. Ebenso wenig auch der Zeitraum 
der eingeplanten Sanierung der L 99 vom Gewerbegebiet Ohlsbach bis Gengenbach der im Frühjahr 
2022 vorgesehen ist.  
 
Es ist daher zu empfehlen, mit der Beauftragung eines Büros, welches die aktuellen Lärmwerte ermit-
telt bis zu einem Zeitpunkt, nach Abschluss der genanten Bauarbeiten zuzuwarten.  
 
Dieses Vorgehen wurde mit der zuständigen Straßenvekrehrsbehörde beim Landratsamt Orten-
aukreis und mit dem Regierungspräsidium abgestimmt.  
 
 
Beschlussvorschlag  
Der Gemeinderat stimmt zu, mit der Ermittlung der Lärmwerte zuzuwarten, bis die aktuellen Straßen-
baumaßnahmen im Zuge der Ortsdurchfahrt Ortenberg und auf der L 99 (Ohlsbach/Gengenbach) 
abgeschlossen sind. 
 

 


